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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. März 1960 

3 — 10000 — 2512/60 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des 
Grundgesetzes 


betr. Errichtung eines Bundesgerichts für Angelegenheiten des 
gewerblichen Rechtsschutzes mit Begründung. Ich bitte, die Be- 
schlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 216. Sitzung am 18. März 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Ergänzung des Grundgesetzes 


, Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten. 

§ 1 

In das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) 
wird nach Artikel 96a folgende Vorschrift als Arti- 
kel 96b eingefügt: 


„Artikel 96b 

Der Bund kann für Angelegenheiten des gewerb- 
lichen Rechtsschutzes ein Bundesgericht errichten. 
Oberes Bundesgericht für dieses Gericht ist der 
Bundesgerichtshof. " 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Das frühere Reichspatentamt, als Kaiserliches Patent- j 
amt errichtet durch das Gesetz vom 25. August 1877 | 
(RGBl. S. 501), entschied als eine einheitliche Insti- 
tution über die Erteilung eines Patents und die 
damit zusammenhängenden Fragen. Die Entschei- 
dungen der Prüfungsstellen und Patentabteilungen 
( = erste Instanz) unterlagen der Nachprüfung durch 
die Beschwerdesenate (= zweite Instanz). Gegen 
deren Entscheidung war ein weiteres Rechtsmittel 
nicht gegeben. Abweichendes galt nur für die be- 
sonderen Verfahren der Nichtigkeitserklärung oder 
Zurücknahme eines Patents und die Erteilung von 
Zwangslizenzen. Hierüber entschieden in erster 
Instanz die Nichtigkeitssenate. Gegen deren Ent- 
scheidung war die Berufung an das Reichsgericht 
zulässig. 

Diese Zusammenfassung aller für das Patentverfah- 
ren zuständigen Instanzen in einer einheitlichen 
Institution hat sich in mehr als acht Jahrzehnten 
bewährt. Sie hat zu dem hohen Ansehen beigetra- 
gen, das das Reichspatentamt sich erworben hat. 

Die Frage nach dem rechtlichen Charakter des 
Reichspatentamts hatte vor dem ersten Weltkrieg 
und unter der Weimarer Reichsverfassung, da es 
keine dem Artikel 19 Abs. 4 GG entsprechende 
Rechtsweggarantie gab, nur rechtstheoretische Be- 
deutung. Wegen der sich ständig entwickelnden 
Justiznähe seiner Organisation und seines Ver- 
fahrens wurde namentlich den Senaten des Patent- 
amts weithin der Charakter eines Sonderverwal- 
tungsgerichts zuerkannt. 

Mit der Schaffung des Grundgesetzes war die Frage 
neu gestellt. Der durch Artikel 19 Abs. 4 GG gewähr- 
leistete Weg zum Richter bestand nur dann, wenn 
das Patentamt als Ganzes oder doch wenigstens in 
seiner zweiten Instanz, den Beschwerdesenaten, der 
grundgesetzlichen Vorstellung von den Gerichten ent- 
sprach. Außerdem bestand eine Bundeskompetenz 


nur dann, wenn das Grundgesetz trotz der für die 
Kompetenz der Länder sprechenden Vermutung der 
Artikel 30 und 92 GG für den Bereich des gewerb- 
lichen Rechtsschutzes eine Bundesgerichtsbarkeit 
zuließ. 

Der Parlamentarische Rat hat, soweit ersichtlich, die 
Rechtsstellung des Patentamts nicht erörtert. In 
seinen Protokollen wird das Patentamt nicht er- 
wähnt. 

Die Praxis hat nach dem Inkrafttreten des Grund- 
gesetzes zunächst unwidersprochen — neben den 
Nichtigkeitssenaten — jedenfalls die Beschwerde- 
senate des Deutschen Patentamts als Gericht be- 
trachtet und deren Entscheidungen für unanfechtbar 
gehalten. In der später einsetzenden Diskussion 
über die Rechtsstellung des Patentamts wurde die 
Auffassung vertreten, das Grundgesetz habe für den 
Bereich des gewerblichen Rechtsschutzes stillschwei- 
gend eine Bundesgerichtsbarkeit in der bestehenden 
und bekannten Form der mit der ersten Instanz orga- 
nisatorisch verknüpften Beschwerdesenate und der 
Nichtigkeitssenate zugelassen. Von dieser Rechts- 
auffassung ging offenbar auch der Gesetzgeber bei 
Erlaß des Fünften Gesetzes zur Änderung und Über- 
leitung von Vorschriften auf dem Gebiet des ge- 
! werblichen Rechtsschutzes vom 1. August 1953 
’ (BGBl. I S. 615) aus. 

| 

1 Das Bundesverwaltungsgericht hat diese Ansicht in 
! seinem Urteil vom 13. Juni 1959 — BVerwG I 
; C 66/57 — nicht bestätigt. Es hat die Tätigkeit der 
! Prüfungsstellen und Patentabteilungen als Verwal- 
i';tungstätigkeit gewertet, gegen deren Entscheidun- 
j gen gemäß Artikel 19 Abs. 4 GG ein Rechtsweg 
gegeben sein müsse. Die Beschwerdesenate könnten 
den gerichtlichen Schutz nicht bieten, da sie infolge 
ihrer organisatorischen Verbindung mit der ersten 
(Verwaltungs-) Instanz keine „besonderen Organe 
der Rechtsprechung" (Artikel 20 Abs. 2 GG) seien. 
Zudem könne der Bund nur durch die im Grund- 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 1748 


gesetz ausdrücklich zugelassenen Bundesgerichte 
Rechtsprechung ausüben. 

Dieses Urteil bedeutet, daß gegen sämtliche Ent- 
scheidungen des Deutschen Patentamts, gegen die 
nicht bereits nach geltendem Recht die ordentlichen 
Gerichte angerufen werden können, der Verwal- 
tungsrechtsweg mit drei Instanzen offensteht. Alle 
beteiligten Kreise sind sich einig, daß dieser Zustand 
vor allem wegen der damit verbundenen Verlän- 
gerung des Verfahrens untragbar ist und umgehend 
geändert werden muß. Das allgemeine Bestreben ist 
auf eine Lösung gerichtet, die das bewährte patent- 
amtliche Verfahren soweit wie möglich beibehält 
und eine Verlängerung vermeidet. 

Die Bundesregierung hat erwogen, ob dieses Ziel 
erreicht werden kann, ohne das Grundgesetz zu 
ändern. Insbesondere hat sie die Möglichkeit ge- 
prüft, gegen alle Entscheidungen der Beschwerde- 
senate den Rechtsweg an den Bundesgerichtshof zu 
eröffnen. Diese Lösung ist jedoch, wie in der Be- 
gründung des gleichzeitig vorgelegten Entwurfs 
eines Sechsten Uberleitungsgesetzes näher dargelegt 
ist, nicht geeignet. Sie würde das patentamtliche 
Verfahren ungebührlich verlängern, die bisher un- 
bekannte Heranziehung technischer Richter an ein 
oberes Bundesgericht erfordern und den Bundes- 
gerichtshof in einem solchen Ausmaß mit Tatfragen 
und rechtlich und wirtschaftlich unbedeutenden 
Sachen belasten, daß dessen Charakter als Revi- 
sions- und oberes Bundesgericht gefährdet würde. 

Die Bundesregierung hält deshalb eine Ergänzung 
des Grundgesetzes für unausweichlich. Nachdem 
alle anderen unter dieser Voraussetzung denkbaren 
Gestaltungsmöglichkeiten sich aus den in der Be- 
gründung zum Entwurf eines Sechsten Überleitungs- 
gesetzes dargelegten Gründen als rechtlich bedenk- 
lich oder praktisch unbrauchbar erwiesen haben, 
schlägt sie vor, die Beschwerde- und Nichtigkeits- 
senate aus dem bisher einheitlich organisierten 
Patentamt zu lösen und als selbständiges Bundes- 
gericht zu errichten. Dieser Weg entspricht am 
besten dem Geist des Grundgesetzes. Er wird den 
Grundsätzen der Rechtsschutzgarantie und der Ge- 
waltenteilung gerecht. Er erscheint auch praktisch 
tragbar; vor allem hat er den Vorteil, daß das 
patentamtliche Verfahren im allgemeinen nicht ver- 
längert wird. Einer Ergänzung des Grundgesetzes 
bedarf es nur deshalb, weil die bisher vom Patent- 
amt abschließend entschiedenen Verfahren zweck- 
mäßig auch weiter im Bereich des Bundes entschie- 
den werden, der Kreis der Bundesgerichte aber vom 
Grundgesetz begrenzt ist. 

Allerdings gibt die vorgeschlagene Lösung die wert- 
volle und traditionelle Zusammenfassung der beiden 
Instanzen des Patentamts unter der einheitlichen 
Dienstaufsicht eines gemeinsamen Präsidenten auf. 
Dieser Nachteil wird aber dadurch gemildert, daß 
die Dienstaufsicht über beide Instanzen dem Bundes- 
minister der Justiz zusteht, der bei Schwierigkeiten, 


namentlich in Fragen des Personalnachwuchses, aus- 
gleichend wirken kann. 

Der Vorschlag, in das Grundgesetz einen neuen Ar- 
tikel 96b einzufügen, hält sich an das Vorbild der 
Artikel 96 Abs. 3 und 96a Abs. 1 GG, die ebenfalls 
die Errichtung von besonderen Bundesgerichten vor- 
sehen. 

Der Entwurf gibt dem Bund die Möglichkeit, ein 
Bundesgericht „für Angelegenheiten des gewerb- 
lichen Rechtsschutzes" zu errichten. Diese Formu- 
lierung knüpft an Artikel 73 Nr. 9 GG an. Sie bringt 
damit zum Ausdruck, daß nur Streitigkeiten über 
Tatbestände, deren gesetzliche Regelung ihre Grund- 
lage allein in Artikel 73 Nr. 9 GG findet, dem 
Bundesgericht überwiesen werden sollen. Streitig- 
keiten über die Verletzung gewerblicher Schutz- 
rechte, die primär dem Bereich des bürgerlichen 
Rechts angehören (Artikel 74 Nr. 1 GG), bleiben 
wie bisher in der Zuständigkeit der ordentlichen 
Gerichte. Die Grundgesetzergänzung soll keine Än- 
derung der geltenden Zuständigkeit der ordentlichen 
(Landes-) Gerichte ermöglichen. Das Bundespatent- 
gericht soll nur in den Fällen zuständig sein, die 
bisher von den Senaten des Patentamts entschieden 
wurden. 

Das Bundespatentgericht wird kein oberes Bundes- 
gericht sein. Deren Zahl ist in Artikel 96 Abs. 1 GG 
abschließend aufgezählt. Das Patentgericht muß 
aber in das vom Grundgesetz zur Wahrung der 
Rechtseinheit gebildete System eingefügt werden. 
Deshalb ist es geboten, ihm — ebenso wie in Arti- 
kel 96a Abs. 3 GG — ein oberes Bundesgericht nach- 
zuschalten. Das bedeutet nicht, daß in allen Verfah- 
ren ein Rechtszug zu dem oberen Bundesgericht ge- 
währt werden müßte. Es bleibt dem einfachen Ge- 
setzgeber überlassen, durch die Verfahrensordnung 
zu bestimmen, in welchen besonderen Fällen das 
obere Bundesgericht angerufen werden kann. Für 
die Mehrzahl der Entscheidungen des Patentamts 
wird der Rechtsweg nur zum Bundespatentgericht 
führen können. 

Der Entwurf sieht als oberes Bundesgericht den 
Bundesgerichtshof vor. Maßgebend hierfür ist die 
Eigenart des Patentverfahrens. Es steht in engem 
sachlichem Zusammenhang mit den den ordentlichen 
Gerichten zugewiesenen bürgerlichen Rechtsstreitig- 
keiten. Die Nichtigkeitssachen sind in letzter Instanz 
ohnehin schon in die ordentliche Gerichtsbarkeit 
einbezogen. Das patentamtliche Verfahren ist in 
langer Tradition, vor allem in der zweiten Instanz, 
als ein justiznahes Verfahren gewertet worden. Es 
steht der freiwilligen Gerichtsbarkeit nahe. Schließ- 
lich entspricht die Überordnung des obersten Ge- 
richts der ordentlichen Gerichtsbarkeit dem Her- 
kommen. Das Bundesgericht für Angelegenheiten 
des gewerblichen Rechtsschutzes gehört deshalb im 
Sinne von Artikel 96 Abs. 1 GG zum „Gebiet der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit". Daraus folgt die 
Nachschaltung des Bundesgerichtshofs. 
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